
 
 

GdW-Stellungnahme 
 
Entwurf eines Dritten Gesetzes  
zur Änderung des  
Brennstoffemissionshandelsgesetzes 
 
 
Zentrale Themen der Wohnungswirtschaft 
1. Stark steigende CO2-Preise werden die Investitionsfähigkeit von  

Wohnungsunternehmen massiv einschränken 
2. Aufteilung der Emissionen nach der Carnot-Methode auch im  

CO2KostAufG umsetzen 
3. Preisspekulation vorbeugen: Emissionszertifikate im ETS 2 dauerhaft  

auf das jeweilige Kalenderjahr und die Vorjahre beschränken 
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Der GdW vertritt als größter deutscher Branchendachverband bundesweit und auf  
europäischer Ebene rund 3.000 kommunale, genossenschaftliche, kirchliche, privatwirt-
schaftliche, landes- und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften rund 
6 Millionen Wohnungen, in denen über 13 Millionen Menschen wohnen. Der GdW reprä-
sentiert damit Wohnungsunternehmen, die fast 30 % aller Mietwohnungen in Deutschland 
bewirtschaften. Rund 61 % der deutschen Sozialwohnungen werden von den Wohnungs-
unternehmen bewirtschaftet. Durch diese Mitgliederstruktur ist der GdW Spitzenverband 
der deutschen Wohnungswirtschaft. 
 
Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. ist im 
Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und der 
Bundesregierung eingetragen und übt seine Interessenvertretung auf der Grundlage des 
Verhaltenskodex für Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter im Rahmen des 
Lobbyregistergesetzes aus. 
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Vorwort 
 
Der GdW bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes. Der GdW begrüßt 
ausdrücklich die Stabilisierung des nationalen CO2-Preises für das Jahr 2027, denn 
dies schafft kurzfristig zusätzliche Planungssicherheit für Wohnungsunternehmen 
und Mieterinnen und Mieter.  
 
Wir bedanken uns für die gegebene Frist von nahezu 12 Tagen. Im Vergleich zu anderen Mi-
nisterien und Behörden ist uns dadurch zumindest die Möglichkeit gegeben, bessere Stel-
lungnahmen mit Mehrwert einzureichen. Trotzdem bitten wir darum, wieder zu Stellung-
nahmefristen von vier Wochen zurückzukehren.  
Zur besseren Nachvollziehbarkeit und effizienteren Prüfung gesetzlicher Änderungen re-
gen wir zudem an, Referentenentwürfen künftig regelmäßig Synopsen beizufügen.  
 
Die Wohnungswirtschaft steht in den kommenden Jahren vor erheblichen Transformati-
onsaufgaben. Neben Neubau, energetischer Modernisierung und Treibhausgasminderung 
betrifft dies insbesondere den altersgerechten Umbau, die Instandsetzung großer Be-
stände, die Sanierung vieler Gebäude insbesondere in den neuen Bundesländern sowie die 
soziale und energetische Weiterentwicklung von Quartieren. Hinzu kommen steigende An-
forderungen an Digitalisierung und Energieinfrastruktur. 
 
Diese Aufgaben können nur bewältigt werden, wenn Klimaschutz, Investitionsfähigkeit und 
bezahlbares Wohnen gemeinsam gedacht werden. Entscheidend für die Akzeptanz der 
Wärmewende ist daher ihre wirtschaftliche und soziale Tragfähigkeit.  
 
Steigende und schwer kalkulierbare CO2-Preise wirken sich unmittelbar auf die Investitions-
fähigkeit der Wohnungsunternehmen aus. Gerade sozial orientierte Wohnungsunterneh-
men stehen vor der Herausforderung, steigende CO2-Kosten, begrenzte Mieterhöhungs-
spielräume und hohe Investitionsbedarfe gleichzeitig zu bewältigen. Werden zusätzliche 
CO2-Kosten dauerhaft aus dem Eigenkapital finanziert, sinkt die Fähigkeit, in die Dekarboni-
sierung des Gebäudebestands zu investieren. Die Ausgestaltung der CO2-Bepreisung sollte 
deshalb regelmäßig evaluiert werden, ob sie die Investitionsfähigkeit der Wohnungswirt-
schaft erhält und die Erreichung der Klimaschutzziele im Gebäudesektor unterstützt.  
 
Wir bitten um Berücksichtigung unserer Hinweise. Sie dienen einer praxisgerechten Umset-
zung. 
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Kernaussagen der Stellungnahme – Zentrale Forderungen der Wohnungswirtschaft 
 
Zum Erfüllungsaufwand 
 
In der allgemeinen Einführung und in der Begründung zum Gesetz wird festgehalten: "Der 
Gesetzentwurf richtet sich ausschließlich an die Wirtschaft. Es entsteht kein Erfüllungsauf-
wand für die Bürgerinnen und Bürger". Der Erfüllungsaufwand umfasst gemäß Gesetz zur 
Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates NKRG § 2 Absatz 1 den "gesamten mess-
baren Zeitaufwand und die Kosten, die durch die Befolgung einer bundesrechtlichen Vor-
schrift bei Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft sowie der öffentlichen Verwaltung entste-
hen." Entsprechend § 2 Absatz 2 beschränkt sich der Erfüllungsaufwand nicht nur auf die 
Bürokratiekosten für Wirtschaft und Verwaltung. 
 
Der Referentenentwurf geht davon aus, dass Bürgern kein Erfüllungsaufwand entsteht. 
Diese Betrachtung greift aus Sicht der Wohnungswirtschaft zu kurz, da die gesetzlich vorge-
sehene CO2-Bepreisung erhebliche finanzielle Auswirkungen auf Mieter hat. Daher werden 
die Gesetzesfolgen für Bürgerinnen und Bürger unserer Auffassung nach im Entwurf nicht 
ausreichend dargestellt.  
 
Für Beheizung und Warmwasserbereitung der deutschen Haushalte mit Gas, Öl oder Kohle 
entstehen jährlich direkte CO2-Emissionen in Höhe von etwa 93 Millionen t p. a. CO2. Be-
reits die Einführung des Preiskorridors von 55-65 EUR/t ab 2026 wird eine Erhöhung der 
Belastung bewirkt haben.1 Dazu kommen die zusätzlichen Kosten für direkte CO2-Emissio-
nen aus Benzin und Diesel, also Mobilität (87 Millionen t p. a.), Mieter werden grob ge-
schätzt für Heizung und Warmwasserbereitung mit 1 Milliarde EUR p. a. zusätzlich belastet. 
 
Dies fällt nicht unter "kein Erfüllungsaufwand". 
- Wir erwarten die Ausweisung der gesamten Kosten, die ein Gesetz den Bürgern und 

speziell den Mietern auferlegt. 
- Wir weisen an dieser Stelle zusätzlich darauf hin, dass die Aufteilung des CO2-Preises in 

Fällen von Fernwärmenetzen mit ETS 1-Anlagen den Wohnungsunternehmen durch die 
verwendete Methodik überproportional hohe Kosten auferlegt. 

 
Wirtschaftliche Folgen für Wohnungsunternehmen 
 
Die in Zukunft stark steigenden CO2-Preise im Zusammenhang mit dem CO2KostAufG wer-
den die Investitionsfähigkeit von Wohnungsunternehmen massiv einschränken. Dies pas-
siert, weil die vom Wohnungsunternehmen übernommenen CO2-Kosten das Eigenkapital 
belasten. Eigenkapital ist wiederum notwendige Voraussetzung für Investitionstätigkeit. 
 
Stark steigende CO2-Preise im ETS 2 befürchten wir, weil 
 
- ein gemeinsames Cap (= Obergrenze verfügbarer Zertifikate) mit dem Verkehrssektor 

besteht. Projektionen erwarten, dass die Zielverfehlung im Verkehr 2030 fast sechsmal 
so hoch wird, wie im Gebäudesektor. 

 
1 Genauere Zahlen zur Belastung sind erst zu erwarten, wenn die Heizkostenabrechnungen für das Kalenderjahr 2026 abge-
schlossen sind.  
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- preistreibende Spekulation nicht ausgeschlossen wird. Laut Gesetzesentwurf sollen 
Zertifikate – wie bereits im ETS 1 – unbegrenzt gültig sein. Es besteht das Risiko einer 
zusätzlichen Preisvolatilität durch Marktteilnehmer.  

 
Wir bitten um eine frühzeitige Analyse der Auswirkung der Kombination von ETS 2 und 
CO2KostAufG auf die Investitionsfähigkeit der Wohnungsunternehmen. Es müssen Lösun-
gen gefunden werden, die das Eigenkapital der Wohnungsunternehmen nicht über Gebühr 
belasten. 
 
Einer Lösung bedarf auch die bereits jetzt überproportionale Belastung der Wohnungsun-
ternehmen bei Fernwärme im ETS 1, insbesondere bei Fernwärmeauskopplung aus Kohle-
Verstromungsanlagen. Soweit Anschluss- und Benutzungszwang besteht, sollten Anreize 
zur Emissionsminderung nicht ausschließlich Vermieter und Mieter treffen. Die Ausgestal-
tung des CO2KostAufG sollte in diesem Zusammenhang so weiterentwickelt werden, dass 
auch Fernwärmeerzeuger angemessen in die Verantwortung für die Dekarbonisierung der 
in ihrem Verantwortungsbereich liegenden Wärmenetze einbezogen werden.  
 
Die Wohnungsunternehmen tragen in einzelnen Wärmenetzen aufgrund hoher Kohle-
Emissionen und der Aufteilung der Emissionen nach der finnischen Methode bereits bei 
unterdurchschnittlichem Energieverbrauch 95 % der CO2-Kosten. Außerdem werden in etli-
chen Fällen doppelt so viele Emissionskosten rechnerisch aufgeteilt, als in der Rechnung 
ausgewiesen sind. Es werden teilweise CO2-Kosten verteilt, die wirtschaftlich gar nicht ent-
standen sind. Die Ermittlung der CO2-Kosten in Wärmenetzen sollten auf einer sachgerech-
ten und europaweit harmonisierten Methodik (nach Carnot) beruhen.  
 
Darüber hinaus sollten auch bei Wärmenetzen mit EU-ETS 1 Anlagen die tatsächlich ent-
standenen CO2-Kosten zugrunde gelegt werden. Kostenlose Zuteilungen von Emissionsbe-
rechtigungen sind kostenmindernd zu berücksichtigen und dürfen nicht in die nach dem 
CO2KostAufG umlagefähigen CO2-Kosten einfließen. Andernfalls werden Kosten verteilt, die 
beim Wärmeerzeuger nachweislich nicht entstanden sind. 
 
Zu Artikel 1 Nummer 4 
§ 10 Absatz 2 Brennstoffemissionshandelsgesetz 
 
Durch die Änderung wird die Planbarkeit für die Wohnungswirtschaft marginal erhöht, weil 
im besten Fall mit Kosten wie im vorangegangenen Kalenderjahr 2026 kalkuliert werden 
kann. Wirkliche Planbarkeit wäre dadurch gewährleistet, wenn der mengengewichtete 
Durchschnittspreis des Jahres 2026 für 2027 fortgeschrieben würde. 
 
Positiv hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die Streichung von Nummer 5, wo-
nach zwar für 2027 ein Verkauf zum Festpreis vorgesehen war, dieser aber quartalsweise 
an den durchschnittlichen CO2-Preis im ETS 1 gekoppelt worden wäre. 
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Zu Artikel 2 Nummer 11 
§ 29 Brennstoffemissionshandelsverordnung 
 
Einschränkung der Gültigkeit von Emissionszertifikaten 
 
Die Emissionszertifikate für das Kalenderjahr 2027 müssen, gleichlaufend mit dem Kalen-
derjahr 2026, in ihrer Gültigkeit auf das Kalender 2027 begrenzt werden.  
 
Wie der ETS 1 gezeigt hat, nimmt die Spekulation mit Emissionszertifikaten stetig zu.2 Spe-
kulanten kaufen in Niedrigpreisphasen und warten Hochpreisphasen ab. Es besteht die 
große Gefahr, dass die im ETS 2 vorgesehene Erhöhung der Menge der verfügbaren Emissi-
onsrechte bei zu hohem Einstiegspreis Spekulationen auslösen wird, die den Preis wiede-
rum nach oben treibt. Um dies abzumildern, sollten Emissionszertifikate im ETS 2 dauer-
haft auf das Kalenderjahr des Emissionszertifikates und die Vorjahre beschränkt werden.  
 

 
2 Siehe z. B. https://background.tagesspiegel.de/finance/briefing/spekulation-mit-emissionsrechten-nimmt-zu  

https://background.tagesspiegel.de/finance/briefing/spekulation-mit-emissionsrechten-nimmt-zu
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